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„… Verantwortung vor GoƩ und den Menschen“ – Ist das 
Grundgesetz die Bibel der DemokraƟe? 

Predigt im GoƩesdienst „75 Jahre Grundgesetz“ 
Evangelische Kirche Borsdorf, 25. August 2024 

 
 
Gnade sei mit euch und Friede von GoƩ, unserm Vater, und unserem Herrn Jesus Christus. 
Amen. 
 
2021 strahlte die ARD eine DokumentaƟon zum Thema „Kirche - überholt und überflüssig?“ 
aus. Ein junger Mann, dem die Kirche nichts mehr bedeutet, antwortet auf die Frage, ob der 
GesellschaŌ etwas fehlen würde, wenn es die Kirche nicht gäbe: „Na ja, die fundamentalen 
Dinge, die die Kirche predigt, werden ja auch im Grundgesetz gepredigt. Und das sind ja auch 
gute Sachen, sinnvolle Sachen.“ Offensichtlich nimmt das Grundgesetz bei nicht wenigen 
Menschen eine Rolle ein, die man sonst den Heiligen SchriŌen der Religionen zukommen lässt. 
So sieht der junge Mann einen engen Zusammenhang zwischen den Grundwerten des 
Glaubens (so wie wir sie heute in den Lesungen gehört haben: 1. Johannes 4.7-12 und Lukas 
10,25-37) und dem Grundgesetz. Das möchte ich nicht negaƟv bewerten; zumal es in einer 
säkularen GesellschaŌ auch darum geht, OrienƟerungen zu erspüren, auf die man sich 
verständigen kann. 
 
Allerdings hat sich damit eine Frage nicht erledigt. Sie hat der ehemalige 
Bundesverfassungsrichter Ernst-Wolfgang Böckenförde (1930-2019) mit einem Grundsatz 
aufgeworfen. Dieser lautet: „Der freiheitliche, säkularisierte Staat lebt von Voraussetzungen, 
die er selbst nicht garanƟeren kann.“ Was aber sind die Voraussetzungen des demokraƟschen 
Rechtsstaates? Woraus speisen sie sich? In einem Interview äußerte sich Böckenförde dazu 
wie folgt: 

Vom Staat her gedacht, braucht die freiheitliche Ordnung ein verbindendes Ethos, eine 
Art ‚Gemeinsinn‘ bei denen, die in diesem Staat leben (damit sind wir gemeint!). Die 
Frage ist dann: Woraus speist sich dieses Ethos, das vom Staat weder erzwungen noch 
hoheitlich durchgesetzt werden kann? … Da sind wir dann in der Tat bei Quellen wie 
Christentum, AuŅlärung und Humanismus. Aber nicht automaƟsch bei jeder Religion. 

Daraus ergibt sich ein klarer AuŌrag vor allem an uns Christen: Wir dürfen die Quellen für 
Grundwerte nicht austrocknen lassen. Darum ist es so wichƟg, dass wir Grundtexte der Bibel 
wie das Gleichnis vom barmherzigen Samariter in und mit unseren GoƩesdiensten immer 
wieder in Erinnerung rufen. Wenn wir das nicht tun, werden wir schnell ins Abseits geraten. 
Wir werden dann keinen Beitrag mehr leisten können im Ringen darum, in welchem Geist wir 
in einer mulƟkulturell, mulƟreligiös gewordenen GesellschaŌ eigentlich leben wollen. 
 
Steht das aber nicht im Gegensatz zu dem, dass das Grundgesetz die Trennung von Kirche und 
Staat, von Religion und BürgergesellschaŌ festschreibt und sich der Staat als weltanschaulich 
neutral versteht? Interessanterweise haben die Väter und wenigen MüƩer des Grundgesetzes 
zur Regelung des Verhältnisses zwischen Staat und ReligionsgemeinschaŌen auf die 
entsprechenden ArƟkel aus der Weimarer Verfassung vom 11. August 1919 zurückgegriffen 
und diese ins Grundgesetz übernommen. Da heißt es in Art. 137 Abs. 1 der Weimarer 
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Verfassung: „Es besteht keine Staatskirche.“ Das bedeutete 1919 die Abschaffung des 
landesherrlichen Kirchentums (also dass der Fürst, der König an der Spitze der Kirche stand). 
Dann folgt im Absatz 2: „Die Freiheit der Vereinigung zu ReligionsgemeinschaŌen wird 
gewährleistet.“ Absatz 3 regelt, dass „jede ReligionsgemeinschaŌ … ihre Angelegenheiten 
selbstständig innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes (ordnet und verwaltet).“  
 
Ja, Staat und Kirche sind getrennt. Ja, der Staat ist weltanschaulich neutral. Aber er garanƟert 
in ArƟkel 4 des Grundgesetzes die posiƟve Religionsfreiheit (eben nicht nur die Freiheit von 
Religion, sondern auch die Freiheit zur Religion): 

(1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und 
weltanschaulichen Bekenntnisses sind unverletzlich. 
(2) Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet. 

ReligionsgemeinschaŌen können und sollen sich im Rahmen der Gesetze am öffentlichen, 
staatlichen Leben beteiligen – insbesondere auch dann, wenn es um ethischen 
GrundorienƟerungen staatlichen Handelns geht. Diese sind zwar in den GrundrechtsarƟkeln 
vorgezeichnet. Aber Rechtgrundsätze sind interpreƟerbar. Das eine ist der Text, das andere 
seine Auslegung. Das ist übrigens in der Bibel genauso. 
 
Das Bekenntnis zur Trennung von Kirche und Staat hat die Väter und MüƩer des Grundgesetzes 
nicht davon abgehalten, in der Präambel festzuhalten, dass sich das deutsche Volk „Im 
Bewusstsein seiner Verantwortung vor GoƩ und den Menschen“ das Grundgesetz gegeben hat. 
Zwar war der GoƩesbezug in der Präambel zunächst sehr umstriƩen. Weder die 
Paulskirchenverfassung von 1848 noch die Weimarer Verfassung von 1919 wiesen einen 
solchen auf. Entscheidend für den Bezug auf GoƩ war 1948/49 der parteiübergreifende 
Wunsch, die Abkehr von der totalitären, menschenverachtenden Hybris des Nazi-Regimes 
(also die VergoƩung des Führers, der Rasse, der NaƟon) im Grundgesetz zu verankern. Der 
GoƩesbezug sollte auf die Begrenztheit menschlichen Tuns, die Gebundenheit poliƟschen 
Handelns an ethische Werte und auf die Verankerung der Grundrechte in Überzeugungen des 
biblischen Glaubens verweisen. Einen Widerspruch zur religiös-weltanschaulichen Neutralität 
des Staates und der in ArƟkel 4 des Grundgesetzes garanƟerten Religionsfreiheit sahen die 
Mitglieder des Parlamentarischen Rates durch die Erwähnung GoƩes nicht. Weder sollte die 
Bundesrepublik dadurch als christlicher Staat charakterisiert, noch der Einzelne auf das 
Christentum verpflichtet werden. 
 
Als das Grundgesetz nach der Vereinigung der beiden deutschen Staaten 1992/93 den neuen 
Verhältnissen angepasst wurde, stellten einige Abgeordnete (vor allem aus Ostdeutschland) 
den Antrag, den GoƩesbezug in der Präambel zu streichen. Damals trat der frühere 
BundesjusƟzminister Hans-Jochen Vogel (SPD) vehement für die Beibehaltung des 
GoƩesbezuges ein. Er betonte, die Warnungen vor Totalitarismus und Allmachtsphantasien, 
die mit dem GoƩesbezug ausgesprochen würden, seien nach wie vor zeitgemäß. Der Antrag 
wurde abgelehnt. Ebenso scheiterte 2017 eine PeƟƟon, die die Formulierung „vor GoƩ und 
den Menschen“ durch „vor der Menschheit“ ersetzen wollte. 
 
Aus der Entstehungsgeschichte der Präambel wird deutlich, dass der GoƩesbezug niemanden 
zu einem besƟmmten Glauben verpflichten will. Vielmehr atmet der GoƩesbezug den gleichen 
Geist der Freiheit wie das erste der Zehn Gebot: 
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Ich bin der Herr, dein GoƩ, der ich dich aus dem Ägypterland, aus der Sklaverei befreit 
habe. Du sollst keine anderen GöƩer haben neben mir. 

 2. Mose 20,1 
Auch in diesem Gebot geht es weniger um die Verpflichtung auf eine besƟmmte 
Glaubensweise, als vielmehr um die Anerkennung GoƩes als einer allem menschlichen Tun 
und Lassen übergeordnete Instanz. Vor dieser muss sich jeder Mensch verantworten – vor 
allem diejenigen, die eine besondere Führungsrolle in der GesellschaŌ übernehmen. Diese 
Sicht wurde schon 15 Jahre vor dem Grundgesetz in der Barmer Theologischen Erklärung von 
1934 vorgezeichnet. Damals versuchte sich die Bekennende Kirche vom Allmachtanspruch der 
NaƟonalsozialisten abzugrenzen. In der 5. These heißt es: 

Wir verwerfen die falsche Lehre, als solle und könne der Staat über seinen besonderen 
AuŌrag hinaus die einzige und totale Ordnung menschlichen Lebens werden … . 

 
Wenn sich unsere Verfassung nach wie vor auf GoƩ bezieht, dann können wir das in einer 
säkularen GesellschaŌ eigentlich nur in zweifacher Weise verstehen: 

 Wenn GoƩ die höchste Instanz ist, dann kann sich das menschliche Miteinander nur 
unter den Bedingungen der DemokraƟe, der GleichberechƟgung und Gewaltenteilung 
vollziehen. Sie wollen die VergoƩung von Menschen und Ideologien verhindern. 

 Zum andern können wir den GoƩesbezug nur interreligiös verstehen und 
interpreƟeren. Denn Aussagen über GoƩ können – wenn überhaupt – in allen 
Religionen nur aus Annäherungen bestehen. Das macht auch der 145. Psalm deutlich, 
den wir am Anfang gebetet haben. Alles, was hier über GoƩ gesagt wird, findet sich 
auch in anderen Religionen – insbesondere die Grundaussage:  

Gnädig und barmherzig ist der Herr, 
geduldig und von großer Güte. 
Psalm 145,8 

Eine solche Aussage ist weder typisch jüdisch, noch typisch christlich, noch typisch 
muslimisch. Sie ist Ausdruck der Ehrfurcht vor GoƩ, dem AllmächƟgen und 
Barmherzigen. Diese Ehrfurcht stellt unser aller Tun und Lassen, auch das PoliƟsche, 
unter den Vorbehalt des Vorläufigen.  

 
GleichzeiƟg ist es diese Ehrfurcht, die dem Menschen seine besondere Würde verleiht. Denn 
der Mensch ist nach Psalm 8 nur wenig geringer als GoƩ: 

Du hast ihn wenig niedriger gemacht als GoƩ, mit Ehre und Herrlichkeit hast du ihn 
gekrönt. 
Psalm 8,6 

Diese Würde des Menschen ist ins Grundgesetz eingegangen. Keine andere Verfassung auf 
dieser Welt weist einen solchen Verfassungsgrundsatz auf wie ArƟkel 1 des Grundgesetzes: 

Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist 
Verpflichtung aller staatlichen Gewalt. 

Auch mit dieser grundlegenden Aussage haben die MüƩer und Väter des Grundgesetzes eine 
Konsequenz aus den ungeheuerlichen Verbrechen der NaƟonalsozialisten gegen die 
Menschlichkeit gezogen und gleichzeiƟg eine biblische Grundüberzeugung aufgegriffen: dass 
der Mensch als Ebenbild des Höchsten geschaffen wurde.  
 
Auch wenn heute in der Rechtsprechung in einer säkularen GesellschaŌ die Gerichte die 
Würde des Menschen nicht mehr von ihren biblischen Wurzeln ableiten – für uns Christen 
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bleibt die „Imago Dei“, die GoƩebenbildlichkeit des Menschen, konsƟtuƟv. Denn aus dieser 
ergibt sich eine doppelte Sicht auf den Menschen: 

 Jeder Mensch ist von GoƩ gemacht im Sinn von geschaffen; 
 Jeder Mensch ist ein Teil GoƩes; jedes Menschenleben trägt also den Keim des 

GöƩlichen in sich. 
Daraus leiten sich des Menschen Würde und sein Recht auf Leben ab. Wer das Leben eines 
Menschen fördert, ehrt GoƩ; wer das Leben eines Menschen bedroht oder gar ausschaltet, 
vergeht sich an GoƩ.  
 
Jedoch - die Betonung der Menschenwürde setzt voraus, dass wir auf die Differenz achten: Der 
Mensch ist nicht GoƩ selbst. Des Menschen Leben ist fehlbar, unzulänglich, vergänglich. Das 
bedeutet: Auch wenn ein Mensch sein Leben verwirkt, muss in dem, wie wir mit einem solchen 
Menschen umgehen, die Würde des Menschen sichtbar und erhalten bleiben. Sie darf nicht 
der poliƟschen Opportunität geopfert werden. Der ehemalige Bundespräsident Johannes Rau 
hat diese Grundüberzeugung in zwei einprägsamen Sätzen zusammengefasst: 

 Zum einen wies er in der DebaƩe um Geflüchtete darauf hin: „Im Grundgesetz steht, 
die Würde des Menschen ist unantastbar. Da steht nicht: die Würde des Deutschen, 
sondern da steht: die Würde des Menschen.“ Diese Würde darf nicht naƟonal, religiös, 
rassisƟsch eingeschränkt werden. 

 Zum andern rief Rau bei der Trauerfeier für die Opfer des Massakers am Gutenberg-
Gymnasium in Erfurt im April 2002 aus: „Was immer ein Mensch getan hat, er bleibt 
ein Mensch.“  

Ja, die Würde des Menschen ist unteilbar und darin auch immer eine Zumutung. Denn der 
Würde bedürŌig sind auch die Menschen, die ihr von GoƩ anvertrautes Leben verwirken. 
Darin liegen gleichermaßen Schutz und ProvokaƟon. GleichzeiƟg sind diese 
Grundüberzeugungen des christlichen Glaubens eingegangen in den Rechtsstaatgedanken, 
insbesondere ins Strafrecht und im Verbot der Todesstrafe (Art. 102 GG). 
 
In diesem Sinn sollten wir es als einen Segen ansehen, dass wir Christen in den 
GrundrechtsarƟkeln grundlegende Werte des Glaubens wiederfinden können. GleichzeiƟg ist 
es für uns AuŌrag, uns als Anwält:innen dieser Grundwerte zu verstehen. Denn sie sind die 
Basis für ein demokraƟsches Miteinander, in dem jeder Mensch zu seinem Recht kommen 
kann und in seiner Würde geachtet wird.  
 
Bleibt am Schluss noch einmal die Frage: Ist das Grundgesetz so etwas wie die Bibel der 
DemokraƟe? Zumindest sollten wir sie schon als eine Art „Heilige SchriŌ“ ansehen – eine 
SchriŌ, der es um das Heilige, also das Unantastbare im menschlichen Leben geht; eine SchriŌ, 
die eine höhere Instanz anerkennt als sich selbst und darum auslegungsbedürŌig ist; und eine 
SchriŌ, die Unveränderbarkeit postuliert. Denn es gibt im Grundgesetz einen sog. 
EwigkeitsarƟkel (Art. 79 Abs. 3): 

Eine Änderung dieses Grundgesetzes, durch welche … die in den ArƟkeln 1 und 20 
niedergelegten Grundsätze berührt sind, ist unzulässig. 

Damit sind die Menschenwürde und die DemokraƟe, die Gewaltenteilung und die 
Rechtsstaatlichkeit, der Föderalismus und freie Wahlen in ihrer Substanz unveränderbar.  
 
Jedoch: eine GaranƟe, dass sich alle Bürger:innen daran halten, beinhaltet das natürlich nicht. 
Dasselbe gilt ja auch für die Zehn Gebote. Darum ist jeden Tag neu die Verantwortung eines 
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jeden einzelnen Bürgers und jeder einzelnen Bürgerin gefragt – Verantwortung für ein 
gleichberechƟgtes, demokraƟsches Miteinander im Sinne des höchsten Gebotes: GoƩ und den 
Nächsten zu lieben und ihnen zu dienen. Amen. 
 
Und der Friede GoƩes, welcher höher ist als alle VernunŌ, der bewahre unsere Herzen und 
Sinne in Christus Jesus. Amen. 
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